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Bezug; Kleine Anfrage der Abgeordneten Strauß und Genossen 
— Drucksache VI/1197 — 


Die Bundesregierung geht davon aus, daß den Fragestellem die 
Grenzen geläufig sind, die das in der Abgabenordnung ver- 
ankerte Gebot der Wahrung des Steuergeheimnisses der Beant- 
wortung von Fragen der hier gestellten Art zieht. Sie darf des 
weiteren als bekannt voraussetzen, daß nach der Finanzver- 
fassung die Verwaltung der in Betracht kommenden Steuern 
und die Verwirklichung des Steueranspruchs im Einzelfalle den 
Landesfinanzbehörden obliegt. 

Die Anfrage nimmt ausdrücklich auf einen Artikel in der „Welt" 
vom 13. August 1970 Bezug, der sich unter anderem ganz offen- 
sichtlich auf einen Artikel im schweizerischen „Tagesanzeiger" 
vom 28. Juli 1970 stützt. Dieser Artikel wiederum gibt Erklä- 
rungen eines liechtensteinischen Anwalts wieder, der unlängst 
erst in der Presse als einer „der ideenreichsten Geburtshelfer 
für Steuerfluchtfirmen" apostrophiert worden ist und nach 
eigenen Angaben „eine Schaltzentrale für Europa-Geschäfte im 
Fürstentum Liechtenstein" unterhält. 

Die Bundesregierung hält es für erforderlich, diese Feststellun- 
gen ihren Antworten zu den einzelnen Fragen vorauszuschik- 
ken. 


1. Ist es ihr bekannt, daß der Deutsche Gewerkschaftsbund und 
die ihm nahestehenden Wirtschaftsunternehmen Geschäfte aus 
dem Bereich der Bundesrepublik Deutschland und Berlin über 
sog. Briefkasten-Firmen in der Schweiz abwickeln? 


Der Deutsche Gewerkschaftsbund unterliegt nach deutschem 
Recht nicht den Steuern vom Einkommen, Ertrag und Vermögen, 
so daß jede Annahme, daß er durch internationale Gesellschaf- 
ten der deutschen Steuerpflicht ausweichen wolle, von vorn- 
herein gegenstandslos ist. 
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Der Bundesregierung ist bekannt, daß dem Deutschen Gewerk- 
sdiaftsbund nahestehende Wirtschaftsuntemehmen an schwei- 
zerischen Gesellschaften beteiligt sind, die laut schweizerischen 
Registerveröffentlichungen die Verwaltung von Beteiligungen 
an anderen Untemehmen zum Gegenstand haben. Daß diese 
Gesellschaften als Briefkästen für Geschäfte aus dem Bereich 
der Bundesrepublik Deutschland und Berlins eingesetzt worden 
seien, kann seitens der Bundesregierung nicht bestätigt werden. 


2. Hat sie davon Kenntnis, daß die deutschen Gewerkschaften in 
der Schweiz ein „ganzes Dutzend Firmen" haben sollen, deren 
Verwaltungsräte sehr häufig wechseln? 

Zu der in der Frage enthaltenen Behauptung, die laut „Welt" 
auf liechtensteinische Wirtschaftskreise zurückgeht, die darüber 
genaue Unterlagen haben wollen, ist der Bundesregierung 
nichts bekannt. 

3. Kennt sie die sog. Strohmänner, die in der Schweiz für die Bank 
für Gemeinwirtschaft, deren Großaktionär bekanntlich der Deut- 
sche Gewerkschaftsbund ist, für die Wohnungsbaugesellschaft 
„Neue Heimat" und für die Konsumgenossenschaft GEG „steuer- 
sparend" tätig sind? 

Auch die in dieser Frage enthaltene Behauptung stammt laut 
„Welt" aus liechtensteinischen Quellen. Sie kann von der Bun- 
desregierung nicht bestätigt werden. 


4. Ist ihr bekannt, daß der Vorstandsvorsitzende der Bank für 
Gemeinwirtschaft, Herr Dr. Walter Hesselbach, stellvertretender 
Beiratsvorsitzender der Gewerbebauträger GmbH in Hamburg 
ist, die zu 99% die Anteile an der sog. „Briefkasten-Firma" 
Gewerbebau Holding GmbH mit Sitz in Zug (Schweiz) hält? 

Die Bundesregierung sieht in Beantwortung dieser Anfrage 
keinen Anlaß, der Frage nachzugehen, ob und wo eine bestimm- 
te Person Beiratsfunktionen ausübt. 

5. Was gedenkt sie zu unternehmen, um derartige Transaktionen 
des Deutschen Gewerkschaftsbundes und der ihm nahestehen- 
den Wirtschaftsunternehmen zu unterbinden, die mit Recht in 
der Öffentlichkeit als „Steuerhinterziehung" und „Kapitalflucht" 
angeprangert worden sind? 

Im Bundesfinanzministerium wird alles zugängliche Material 
über Einkommens- und Vermögens Verlagerung in sogenannte 
Steueroasenländer ausgewertet und den Landesfinanzbehörden 
zur Prüfung der betreffenden Fälle zugeleitet. Umgekehrt gehen 
zahlreiche Aufklärungshinweise von den für die Verwaltung 
zuständigen Länderfinanzbehörden dem Bundesministerium der 
Finanzen zu, damit dieses seine Koordinierungs- und Aufsichts- 
funktion sachgerecht erfüllen kann. Diese Maßnahmen werden 
ohne Ansehung der Person gegenüber jedermann angewendet. 
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